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(Nr. 11137.) Ausführungsgeſetz zum Viehſeuchengeſetze. Vom 25. Juli 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 
verordnen zur Ausführung des Viehſeuchengeſetzes vom 26. Juni 1909 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 519, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


I. Verfahren und Behörden. 


9 1. 

Die Anordnung und die Durchführung der Bekämpfungsmaßregeln liegen 
dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, den Regierungspräſidenten, 
den Landräten und den Ortspolizeibehörden ob. f 

Im Sinne des Viehſeuchengeſetzes und der Ausführungsvorſchriften ſind 

als Landesregierung und oberſte Landesbehörde der Minifter, 

als höhere Polizeibehörde der Regierungspräſident, im Landespolizei⸗ 

bezirke Berlin der Polizeipräſident von Berlin, 

als Polizeibehörde die Ortspolizeibehörde 
anzuſehen. Die Obliegenheiten der Landesregierung können mit Ermächtigung 
des Miniſters auch von den Regierungspräſidenten, im Landespolizeibezirke Berlin 
von dem Polizeipräſidenten, die Obliegenheiten der höheren Polizeibehörden mit 
Ermächtigung des Regierungspräſidenten auch von den Landräten wahrgenommen 
werden. Die Landräte ſind befugt, die Amtsverrichtungen der Ortspolizeibehörden 
ganz oder teilweiſe zu übernehmen. 

Der Regierungspräſident kann auch innerhalb der Zuſtändigkeit der Orts⸗ 
polizeibehörden Anordnungen treffen. 

Mit der Leitung und Überwachung der Bekämpfungsmaßregeln kann der 
Miniſter für das ganze Staatsgebiet oder einzelne Staatsgebietsteile beſondere 
Beamie beauftragen. Dieſelbe Befugnis hat der Regierungspräſident innerhalb 
ſeiner Zuſtändigkeit. Der Umfang der Obliegenheiten der beauftragten Beamten 
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richtet ſich nach den hierfür von dem Miniſter oder von den Regierungspräſi⸗ 
denten zu erlaſſenden Vorſchriften. Polizeiliche Befugniſſe dürfen ihnen nicht 
übertragen werden, es ſei denn, daß der Auftrag einer nach dieſem Geſetze zu— 
ſtändigen Verwaltungsbehörde für Gebiete erteilt wird, die ihrem Verwaltungs 
bezirke benachbart ſind oder in deſſen Nähe liegen. 

8 2. 5 

Die Anordnungen auf Grund des § 7 des Viehſeuchengeſetzes ſind vom 

Miniſter oder mit deſſen Genehmigung von den Regierungspräſidenten der Grenz⸗ 
bezirke zu erlaſſen. Sofern ſich Anordnungen auf die Grenzſtrecke oder den 
Grenzbezirk eines Kreiſes beſchränken, können fie mit Genehmigung des Miniſters 
vom Landrat erlaſſen werden. 

8 3. 


Anordnungen auf Grund des Viehſeuchengeſetzes und der Ausführungs⸗ 
vorſchriften ſind, ſofern ſie verbindliche Kraft für eine unbeſtimmte Zahl von 
Perſonen erlangen ſollen, unter der Bezeichnung „Viehſeuchenpolizeiliche Anord⸗ 
nung“ öffentlich bekannt zu machen. Anordnungen des Miniſters ſind im Deutſchen 
Reichs⸗ und Preußiſchen Staatsanzeiger, Anordnungen der Regierungspräſidenten 
und des Polizeipräſidenten von Berlin in den Amtsblättern ihrer Bezirke zu ver⸗ 
öffentlichen. Für Anordnungen der Landräte und der Ortspolizeibehörden wird 
die Art der Veröffentlichung vom Regierungspräſidenten, für Anordnungen der 
nach § 1 Abſ. 4 Satz 4 beauftragten Behörden von der Stelle beſtimmt, die 
den Auftrag erteilt hat. 

Für Anordnungen, die an eine beſtimmte Perſon gerichtet ſind, genügt 
mündliche Bekanntgabe. Schriftliche Mitteilung muß jedoch, wenn ſie von den 
Beteiligten binnen einer Woche verlangt wird, innerhalb dreier Tage erfolgen. 

In Anordnungen der im Abſ. 1 gedachten Art, die auf Grund der §§ 7, 16, 
17 und zur Ausführung der in dieſen Paragraphen bezeichneten Maßregeln auf 
Grund des § 78 des Viehſeuchengeſetzes erlaſſen werden, iſt auf die vorgedachten 
Geſetzesſtellen, ſoweit ſie für die Anordnungen in Betracht kommen, zu verweiſen. 

In Anordnungen der im Abſ. 1 gedachten Art, die zum Schutze gegen 
eine beſondere Seuchengefahr erlaſſen werden, iſt die Seuche, gegen deren Ver⸗ 
breitung die Anordnung Schutz bieten ſoll, zu bezeichnen und anzugeben, daß die 
Anordnung auf Grund der §§ 18ff. des Viehſeuchengeſetzes erfolgt. 

Ferner iſt in Anordnungen der im Abſ. 1 gedachten Art, ſoweit für ſie 
die Ermächtigung oder Genehmigung des Miniſters vorgeſchrieben iſt, die Er⸗ 
teilung der Ermächtigung oder Genehmigung zu erwähnen. 

Von der Beobachtung anderer als der in dieſem Paragraphen gegebenen 
Formvorſchriften hängt die Gültigkeit viehſeuchenpolizeilicher Anordnungen nicht ab. 
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Gegen Anordnungen, die auf Grund des Viehſeuchengeſetzes, des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes und der Ausführungsbeſtimmungen zu beiden Geſetzen erlaſſen 
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werden, findet mit Ausſchluß der Klage im Verwaltungsſtreitverfahren lediglich 
das Rechtsmittel der Beſchwerde bei den vorgeſetzten Polizeibehörden und an 
letzter Stelle bei dem Miniſter ſtatt. 

Vorgeſetzte Polizeibehörde der nach § 1 Abſ. 4 beauftragten beſonderen 
Beamten im Sinne dieſer Vorſchrift iſt die Stelle, die den Auftrag erteilt hat. 


II. Entſchädigungen. 
9 5. 

Entſchädigung iſt außer in den Fällen des § 66 des Viehſeuchengeſetzes 
zu gewähren: 

1. für Eſel, Maultiere und Mauleſel, die an Milzbrand oder Rauſch⸗ 
brand, ſowie für Rinder, Pferde, Eſel, Maultiere und Mauleſel, die 
an Wild⸗ und Rinderſeuche gefallen ſind oder an denen nach dem 
Tode eine dieſer Krankheiten feſtgeſtellt worden tft; 

2. für Rinder, Pferde, Eſel, Maultiere und Mauleſel, die an Tollwut 
gefallen find oder an denen nach dem Tode Tollwut feſtgeſtellt 
worden iſt. 

Auf die Fälle des Abſ. 1 finden die Vorſchriften der §§ 68 bis 70, 72 
des Viehſeuchengeſetzes mit den Maßgaben der $$ 6, 7 des gegenwärtigen Ge: 
ſetzes Anwendung. 

§ 6. 

Die Entſchädigung beträgt in den Fällen des $ 5 Nr. 1 und bei den 
mit Tollwut behafteten Tieren vier Fünftel des gemeinen Wertes. Zu gleichem 
Anteile findet in dieſen Fällen die Anrechnung einer Verſicherungsſumme nach 
§ 68 Abf. 2 Nr. 1 des Viehſeuchengeſetzes ſtatt. 


§ 7. 
Die im § 70 Nr. 3 des Viehſeuchengeſetzes beſtimmte Friſt beträgt bei 
Wild⸗ und Rinderſeuche 14 Tage, bei Tollwut 90 Tage. 


9.8 
In den Fällen des $ 71 des Viehſeuchengeſetzes wird keine Entſchädigung 
gewährt. Im Falle des § 71 Nr. 1 iſt jedoch für Rinder, Pferde, Eſel, Maul- 
tiere und Mauleſel die Entſchädigung auch dann nicht zu verſagen, wenn die 
Krankheit in Wild⸗ und Rinderſeuche oder in Tollwut beſtanden hat. 


Sb 
Die Entſchädigung wird gewährt 
I. von den Provinzialverbänden 
1. zum Geſamtbetrage: 
für die aus Anlaß der Tollwut, des Rotzes oder der Lungenſeuche 
auf polizeiliche Anordnung getöteten und mit einer dieſer Seuchen 
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behafteten ſowie für die nach der Anordnung an einer dieſer Seuchen 
gefallenen Tiere, ö 
ferner in den Fällen des $ 66 Nr. 2, 4 des Viehſeuchengeſetzes und 
des § 5 Nr. 1, 2 des gegenwärtigen Geſetzes; 
2. zur Hälfte: : 
für die aus Anlaß der Maul- und Klauenſeuche auf polizeiliche 
Anordnung getöteten und mit dieſer Seuche behafteten ſowie für die 
nach der Anordnung an dieſer Seuche gefallenen Rinder; 
3. zu zwei Dritteln: 
für die aus Anlaß der Tuberkuloſe (§ 10 Abſ. 1 Nr. 12 des Vieh⸗ 
ſeuchengeſetzes) auf polizeiliche Anordnung getöteten und mit dieſer 
Seuche behafteten ſowie für die nach der Anordnung an dieſer 
Seuche gefallenen Rinder; 
II. im übrigen aus der Staatskaſſe. 
In den Fällen des Abſ. 1 unter I Nr. 2, 3 iſt die ganze Entſchädigung 
zunächſt von den Provinzialverbänden zu leiſten und dieſen aus der Staatskaſſe 
der auf ſie entfallende Anteil zu erſtatten. 
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$ 10. 

Den Provinzialverbänden find in bezug auf die Entſchädigungspflicht ($ 9) 
die Bezirksverbände der Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden, die Landes⸗ 
Kommunalverbände der Hohenzollernſchen Lande und des Kreiſes Herzogtum 
Lauenburg ſowie der Stadtkreis Berlin gleichzuachten. 

Durch Beſchluß des Verbandes kann die Entſchädigungspflicht ganz oder 
teilweiſe kleineren Verbänden mit deren Zuſtimmung übertragen werden. 


§ 11. 

Innerhalb der Verbände können zur Beſtreitung der Entſchädigungen und 
der Verwaltungskoſten, einſchließlich der Koſten der Feſtſtellung des Krankheits⸗ 
zuſtandes und der Schätzung, ſoweit ſie nicht der Staatskaſſe zur Laſt fallen, 
nach Ermeſſen der Verbände auch zur Anſammlung von Rücklagen, Beiträge 
von den Beſitzern von Einhufern und Rindvieh unter Beachtung des § 73 des 
Viehſeuchengeſetzes erhoben werden. Die Entſchädigungen, Koſten und Rücklagen 
für Pferde, Eſel, Maultiere und Mauleſel dürfen nur den Beſitzern dieſer Tier 
gattungen, für Rindvieh nur den Rindviehbeſitzern auferlegt werden. 


$ 12. 

Die näheren Vorſchriften über die Erhebung von Beiträgen, über den Ver⸗ 
teilungsmaßſtab und die Ausſchreibung und Einziehung der Beiträge, über die 
Auszahlung der Entſchädigungen, über die Erſtattung verauslagter Entſchädigungen 
ſeitens der Staatskaſſe und über die Anſammlung und Verwaltung von Rück⸗ 
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lagen find durch Satzungen zu erlaſſen, die von den Verbänden zu beſchließen 
ſind und der Genehmigung des Miniſters des Innern und des Miniſters für 
Landwirtſchaft bedürfen. f 

In den Satzungen kann beſtimmt werden, daß zur Beſtreitung der nach 
dem Viehſeuchengeſetz und nach dem gegenwärtigen Geſetze von den Verbänden 
zu gewährenden Entſchädigungen auch die Überſchüſſe und Rücklagen verwendet 
werden dürfen, die auf Grund der Geſetze vom 12. März 1881 (Geſetzſamml. 
S. 128), 29. Juni 1890 Geſetzſamml. S. 221), 22. April 1892 (Geſetzſamml. f 
S. 90) und 18. Juni 1894 GGeſetzſamml. S. 115) zu Entſchädigungen aus An⸗ 
laß des Rotzes, der Lungenſeuche, des Milzbrandes und des Rauſchbrandes an⸗ 
geſammelt worden ſind. Jedoch dürfen die durch Beiträge der Beſitzer von Ein⸗ 
hufern angeſammelten Überſchüſſe und Rücklagen nur zur Beſtreitung von Ent⸗ 
ſchädigungen für Einhufer und die durch Beiträge der Rindviehbeſitzer ange⸗ 
ſammelten Überſchüſſe und Rücklagen nur zur Beſtreitung von Entſchädigungen 
für Rindvieh verwendet werden. 

Die Reglements, die in den einzelnen Landesteilen auf Grund der im 
Abſ. 2 bezeichneten Geſetze über die Entſchädigung aus Anlaß von Viehſeuchen 
erlaſſen ſind, behalten bis zum Inkrafttreten neuer Satzungen nach Abſ. 1 mit 
der Maßgabe Geltung, daß ihre Beſtimmungen den aus dem Viehſeuchengeſetz 
und dem gegenwärtigen Geſetze hervorgehenden Anderungen anzupaſſen ſind und 
auf die nach eben dieſen Geſetzen von den Verbänden neu aufzubringenden Ent⸗ 
ſchädigungen ſinngemäße Anwendung finden. 
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Zur Feſtſtellung des für die Entſchädigung in Betracht kommenden Krank 
heitszuſtandes hat ſofort nach der Tötung oder ſobald als möglich nach dem 
ſonſtigen Eintritte des Entſchädigungsfalls eine Unterſuchung des Tieres durch 
den beamteten Tierarzt ſtattzufinden. Die Art der Unterſuchung iſt im Wege 
der Ausführungsbeſtimmungen zu regeln. Hierbei kann namentlich vorgeſchrieben 
werden, daß die Feſtſtellung des Krankheitszuſtandes von der Vornahme einer 
beſonderen Unterſuchung oder von einer Nachprüfung an einer anderen Unter⸗ 
ſuchungsſtelle abhängig zu machen iſt. 

Der beamtete Tierarzt hat ſich gutachtlich darüber zu äußern, ob nach dem 
Geſamtbefund eine nach $ 66 des Viehſeuchengeſetzes oder nach $ 5 des gegen— 
wärtigen Geſetzes einen Entſchädigungsanſpruch begründende Krankheit vorliegt 
ſowie ob das Tier an einer ſonſtigen Krankheit gelitten hat, die nach $ 71 Nr. 1 
des Viehſeuchengeſetzes im Zuſammenhange mit $ 8 des gegenwärtigen Geſetzes 
den Entſchädigungsanſpruch ausſchließt. 


| 9 14. 
Die Vorſchriften des § 15 des Viehſeuchengeſetzes finden auf die Feſt⸗ 
ftellung nach § 13 des gegenwärtigen Geſetzes mit der Maßgabe Anwendung, 
daß bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem beamteten Tierarzt und dem von 
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dem Beſitzer zugezogenen Sachverſtändigen ſowie in dem weiteren im § 15 Abſ. 2 
des Viehſeuchengeſetzes vorgeſehenen Falle der Regierungspräſident (Polizei⸗ 
präſident) das Obergutachten des Departementstierarztes einzuholen hat. Die 
Einholung des Obergutachtens hat auch auf Antrag des beteiligten Verbandes 
ſtattzufinden. 

Gegen das Gutachten des Departementstierarztes iſt dem Beſitzer und dem 
beteiligten Verbande die Anrufung des Landesveterinäramts geſtattet. In 
Zweifelsfällen kann auch der Regierungspräſident (Polizeipräſident) die Einholung 
eines Gutachtens des Landesveterinäramts anordnen. 
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Durch die nach den Vorſchriften der §§ 13, 14 abgegebenen Gutachten 
oder Obergutachten wird der Krankheitszuſtand für die Frage der Entſchädigung 
endgültig feſtgeſtellt. 

$ 16. 

Der nach § 68 des Viehſeuchengeſetzes und § 5 Abſ. 2 des gegenwärtigen 
Geſetzes der Entſchädigung zu Grunde zu legende Wert des Tieres ſowie der 
Wert derjenigen Teile eines getöteten Tieres, die dem Beſitzer nach Maßgabe der 
polizeilichen Anordnungen zur Verfügung bleiben ($ 68 Abf. 2 Nr. 2 des Vieh- 
ſeuchengeſetzes), iſt durch Schätzung zu ermitteln. 

Die Schätzung hat bei den auf polizeiliche Anordnung getöteten Tieren, 
joweit angängig, vor der Tötung, im übrigen ſobald als möglich nach dem 
Tode der Tiere zu erfolgen. 

Iſt im Falle der Entſchädigung wegen Tuberkuloſe oder bei den dem 
Beſitzer zur Verfügung bleibenden Teilen die Schätzung unter Vorausſetzungen 
erfolgt, die ſich durch endgültige Feſtſtellung des Krankheitszuſtandes ändern, ſo 
iſt die Schätzung, ſoweit erforderlich, zu wiederholen. 
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Die Schätzung erfolgt durch den beamteten Tierarzt und zwei Schieds⸗ 
männer. Im Wege der Ausführungsbeſtimmungen kann jedoch vorgeſchrieben 
werden, daß die Schätzung durch den beamteten Tierarzt allein zu erfolgen hat, 
ſofern der beteiligte Viehbeſitzer zuſtimmt. 

Für jeden Kreis (Oberamtsbezick) find alle drei Jahre von dem Kreis⸗ 
(Stadt.) Ausſchuſſe Perſonen zu bezeichnen, die für die Dauer jener Friſt zum 
Amte eines Schiedsmanns zugezogen werden können. 

Aus der Zahl dieſer Perſonen hat die Ortspolizeibehörde die Schieds- 
männer für den einzelnen Schätzungsfall zu ernennen. Der Kreisausſchuß kann 
im Kreiſe (Oberamtsbezirke) verſchiedene Schiedsmannsbezirke bilden und die 
Schiedsmänner auf dieſe verteilen. 

Die Schiedsmänner find von der Ortspolizeibehörde eidlich zu verpflichten. 
Dasſelbe gilt, wenn an Stelle des beamteten Tierarztes ein anderer approbierter 
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Tierarzt zugezogen wird (§ 2 Abſ. 2 des Viehſeuchengeſetzes), für dieſen, ſofern 
er nicht allgemein als Sachverſtändiger vereidigt iſt. 


§ 18. f 

Perſonen, bei denen für den einzelnen Fall eine Befangenheit zu beſorgen 

iſt, dürfen zu Schiedsmännern nicht ernannt werden. 

Ausgeſchloſſen von der Teilnahme an der Schätzung iſt: 

1. wer ſelbſt Partei oder geſetzlicher Vertreter einer Partei iſt oder als 
Mitberechtigter oder Erſatzpflichtiger der Partei gegenüber in Frage 
kommt; 

2. der Ehegatte in Sachen ſeiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr 
beſteht 

3. wer mit dem Entſchädigungsberechtigten in gerader Linie verwandt, 
verſchwägert oder durch Annahme an Kindesſtatt verbunden, in der 
Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten 
Grade verſchwägert iſt, auch wenn die Ehe, auf der die Schwäger- 
ſchaft beruht, nicht mehr bejteht; 

4. wer im Wirtſchaftsbetriebe des Entſchädigungsberechtigten angeſtellt iſt. 

Perſonen, die ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, 

ſind unfähig, an der Schätzung teilzunehmen. 

Hat eine ausgeſchloſſene oder unfähige Perſon an der Schätzung teil- 

genommen, ſo iſt die Schätzung nichtig und zu wiederholen. 


§ 19. 

Erfolgt die Schätzung durch den beamteten Tierarzt und zwei Schieds⸗ 
männer, ſo iſt bei Meinungsverſchiedenheiten in der Regel die Durchſchnittsſumme 
der verſchiedenen Schätzungen als Schätzungswert anzunehmen. Iſt jedoch der 
von zwei Schätzern übereinſtimmend geſchätzte Wert oder bei drei verſchiedenen 
Schätzungen der in der Mitte ſtehende geſchätzte Wert geringer als die Durch⸗ 
ſchnittszumme, fo gilt der geringere Wert als Schätzungswert. 


§ 20. 

Über das Ergebnis der Schätzung iſt eine von den Beteiligten zu unter⸗ 
zeichnende Urkunde aufzunehmen und der Ortspolizeibehörde zu überſenden. 

Das Ergebnis der Schätzung iſt für den Entſchädigungsberechtigten und 
für den Entſchädigungsverpflichteten verbindlich. 


§ 21. 

Im übrigen iſt das Verfahren bei der Schätzung in den nach § 12 
Abſ. 1 von den Verbänden zu faſſenden Beſchlüſſen und, ſoweit die Verbände 
nicht beteiligt ſind, im Wege der Ausführungsbeſtimmungen zu regeln. 
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22. 


Steht feſt, daß nach den §§ 70 bis 72 des Viehſeuchengeſetzes in Ver— 
bindung mit § 5 Abſ. 2, § 8 des gegenwärtigen Geſetzes keine Entſchädigung 
gewährt wird, ſo iſt von der Feſtſtellung des Krankheitszuſtandes und von der 
Schätzung abzuſehen. | 


$ 23. 


Die Verbände können beſchließen, daß auch in anderen Fällen als in denen 
des § 66 des Viehſeuchengeſetzes und des $ 5 Abſ. 1 des gegenwärtigen Geſetzes 
Entſchädigung für Verluſte gewährt wird, die aus Anlaß von übertragbaren 
Seuchen der Einhufer und des Klauenviehs erwachſen. 

Die näheren Vorſchriften über die Bemeſſung, Ermittelung und Auf— 
bringung der Entſchädigung ſind durch Satzungen zu erlaſſen, die von den 
Verbänden zu beſchließen ſind und ebenſo wie die Beſchlüſſe nach Abſ. 1 der 
Genehmigung der zuſtändigen Miniſter bedürfen. Hierbei find folgende Vor- 
ſchriften zu beachten: 

1. Die Entſchädigung darf vier Fünftel des Schadens nicht überſteigen. 

2. In den Fällen des § 70, § 71 Nr. 2, $ 72 des Viehſeuchengeſetzes 
wird keine Entſchädigung gewährt. 

3. Zur Beſtreitung der Entſchädigungen und der Verwaltungskoſten, ein⸗ 
ſchließlich der Koſten der Feſtſtellung des Schadenfalls und der Schätzung, 
ſowie zur Anſammlung von Rücklagen können innerhalb der Verbände 
Beiträge von den Beſitzern der in Betracht kommenden Tiergattungen 
unter Berückſichtigung des $ 73 des Viehſeuchengeſetzes erhoben werden. 
Wenn für Verluſte aus Anlaß des Milzbrandes bei Schafen Ent- 
ſchädigung gewährt wird, ſo dürfen die Beiträge hierfür den Rindvieh⸗ 
beſitzern auferlegt werden. 

4. Zur Beſtreitung der Entſchädigungen können auch die Überſchüſſe und 
Rücklagen verwendet werden, die auf Grund der im § 12 Abſ. 2 er⸗ 
wähnten Geſetze und auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes zu Ent⸗ 
ſchädigungen aus Anlaß von Viehſeuchen angeſammelt worden ſind. 

Die Verbände können ferner beſchließen, daß aus den im Abſ. 2 Nr. 4 
bezeichneten Überſchüſſen und Rücklagen ſowie aus den Beiträgen, die auf 
Grund des gegenwärtigen Geſetzes von den Viehbeſitzern erhoben werden, Bei⸗ 
hilfen an Tierbeſitzer gewährt werden können, denen infolge der Durchführung 
der Bekämpfungsmaßregeln ſchwere wirtſchaftliche Schädigungen erwachſen ſind. 
Zur Gewährung von Zuſchüſſen an die Verbände, die von dieſer Befugnis Ge— 
brauch machen, iſt durch den Staatshaushaltsetat ein übertragbarer Dispoſitions⸗ 
fonds bereitzuſtellen. Die Grundſätze für die Gewährung der Beihilfen und die 
Vorſchriften über das dabei zu beobachtende Verfahren bedürfen der Genehmigung 
der zuſtändigen Miniſter. 
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III. Koſten. 


§ 24. 

Die Koſten, die durch die Anordnung, Leitung und Überwachung der 
Maßregeln zur Ermittelung und Bekämpfung der Seuchen ſowie durch die auf 
Veranlaſſung der Polizeibehörden ausgeführten tierärztlichen Amtsverrichtungen 
erwachſen, ſind, ſoweit nicht nachſtehend anderweite Vorſchriften getroffen ſind, 
aus der Staatskaſſe zu beſtreiten. Das Gleiche gilt für die Koſten der amts⸗ 
tierärztlichen Feſtſtellung des für eine Entſchädigung in Betracht kommenden 
Krankheitszuſtandes von Tieren, einſchließlich etwaiger amtlicher Obergutachten, 
jedoch mit der Maßgabe, daß die Koſten einer nach $ 13 angeordneten beſonderen 
Unterſuchung oder Nachprüfung des amtstierärztlichen Gutachtens in den Fällen 
des § 66 Nr. 4 des Reichsgeſetzes und des H 5 Nr. 1, 2 des gegenwärtigen 
Geſetzes von den Verbänden zu tragen ſind. 5 

Die Koſten der Schätzung für Entſchädigungszwecke ſind in den Fällen 
des § 66 Nr. 1 bis 3 des Viehſeuchengeſetzes von der Staatskaſſe, im übrigen 
von den Verbänden zu tragen. 

Für die Teilnahme an der Schätzung ſteht den beamteten Tierärzten gegen⸗ 
über den Verbänden nur dann ein Anſpruch auf Vergütung oder Dienſtauf⸗ 
wandsentſchädigung zu, wenn die Schätzung nicht im Zuſammenhange mit einer 
anderweiten Amtsverrichtung erfolgen kann. 

Die hiernach den beamteten Tierärzten ſowie den Schiedsmännern (§ 17) 
für die Teilnahme an der Schätzung zuſtehende Vergütung wird im Wege der 
Ausführungsbeſtimmungen geregelt. 


25. 

Die Koſten der amtstierärztlichen Beaufſichtigung nach § 16 des Vieh—⸗ 
ſeuchengeſetzes fallen dem Unternehmer der beaufſichtigten Betriebe oder Veran⸗ 
ſtaltungen zur Laſt. Das Gleiche gilt bei den nach $ 17 Nr. 1 des Viehſeuchen⸗ 
geſetzes auszuführenden amtstierärztlichen Unterſuchungen von Viehbeſtänden, die 
zu Handelszwecken oder zum öffentlichen Verkaufe zuſammengebracht ſind, und 
bei der auf Grund des $ 17 Nr. 7 des Viehſeuchengeſetzes ſtattfindenden amts⸗ 
tierärztlichen Überwachung. Neben dem Unternehmer kann auch der Eigentümer 
oder Beſitzer der von der Beaufſichtigung, Unterſuchung oder Überwachung be⸗ 
troffenen Tiere für die Zahlung der Koſten haftbar gemacht werden. Mehrere 
bei demſelben Unternehmen oder derſelben Veranſtaltung oder als Eigentümer 
oder Beſitzer von Tieren beteiligte Perſonen haften als Geſamtſchuldner. 

Soweit als Unternehmer, Eigentümer oder Beſitzer der Staat in Betracht 
kommt, ſind Koſten nicht zu erheben. 

Die Koſten ſind in Ermangelung gütlicher Einigung von dem Regierungs⸗ 
präſidenten (Polizeipräſidenten) feſtzuſetzen. Die Beitreibung erfolgt im Verwaltungs⸗ 
zwangsd erfuhren. 
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Im Wege der Ausführungsbeſtimmungen kann die Erhebung beſtimmter 
Vergütungsſätze für gleichartige amtstierärztliche Verrichtungen geregelt werden. 
Auch kann angeordnet werden, daß die Einziehung der Vergütungsſätze zur Staats⸗ 
kaſſe erfolgt und aus dieſer entſprechende Vergütungen an die beteiligten beamteten 
Tierärzte gezahlt werden. 

’ § 26. 

Die Gemeinden und ſelbſtändigen Gutsbezirke haben 

1. die zur wirkſamen Darchführung der Schutzmaßregeln in ihren Be⸗ 
zirken zu verwendende Wachmannſchaft auf ihre Koſten zu ſtellen, 

2. die Koſten der Einrichtungen zu tragen, die zur wirkſamen Durch⸗ 
führung der Sperre nach § 22 des Viehſeuchengeſetzes in ihren Be— 
zirken vorgeſchrieben werden, 

3. auf ihre Koſten die Hilfsmannſchaften und Beförderungsmittel zu ſtellen, 
die zur Ausführung der polizeilich angeordneten Tötung oder Impfung 
von Tieren oder zur Zerlegung oder unſchädlichen Beſeitigung von 
Kadavern oder Kadaverteilen erforderlich ſind, 

4. ohne Vergütung einen geeigneten Raum zu überweiſen und mit den 
nötigen Schutzmitteln zu verſehen, in dem die unſchädliche Beſeitigung 
der Kadaver oder Kadaverteile, der Streu, des Düngers oder anderer 
Abfälle von kranken oder verdächtigen Tieren vorgenommen werden 
kann, wenn dem Beſitzer der Tiere oder, falls ſich die Tiere auf 
einem von dem Viehbeſitzer gepachteten Grundſtücke befinden, dem 
Eigentümer dieſes Grundſtücks ein geeigneter Ort dazu fehlt und auch 
anderweit für eine unſchädliche Beſeitigung nicht Sorge getragen iſt. 


§ 27. 
Zu den im § 26 Nr. 1, 2 bezeichneten Koſten haben, wenn die Schutz⸗ 
maßregeln Gemeinden und ſelbſtändige Gutsbezirke in örtlich verbundener Lage 
gemeinſam umfaſſen, dieſe nach dem für die Aufbringung der direkten Kreis⸗ 
ſteuern im §7 des Kreisabgabengeſetzes vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 161) 
feſtgeſetzten Maßſtabe beizutragen. 
$ 28. 

Unbeſchadet etwaiger privatrechtlicher Erſatzanſprüche fallen alle in den 
$$ 24 bis 27 nicht erwähnten Koften, die bei der Durchführung der Bekämpfungs⸗ 
maßregeln erwachſen, den Beteiligten zur Laſt. Als Beteiligte find anzuſehen 
der Eigentümer, Beſitzer oder Begleiter der von den Maßregeln betroffenen Tiere, 
der Unternehmer der betroffenen Betriebe, der Eigentümer oder Inhaber der 
betroffenen Ortlichkeiten, Räume oder Gegenſtände. i 

Wegen der Haftung mehrerer Verpflichteter und wegen der Beitreibung 
der Koſten gelten die Vorſchriften des § 25 Abſ. 1, 3. 855 \ 

Die Gemeinden und ſelbſtändigen Gutsbezirke haben auch dieſe Koften im 
Falle des Unvermögens der Verpflichteten zu tragen und erforderlichenfalls zu 
verauslagen. 
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IV. Schlußbeſtimmungen. 
9 29. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Viehſeuchengeſetze vom 
26. Juni 1909 in Kraft. 

Gleichzeitig werden die Geſetze vom 12. März 1881 Geſetzſamml. S. 128), 
29. Juni 1890 Gſetzſamml. S. 221), 22. April 1892 GGeſetzſamml. S. 90), 
18. Juni 1894 Geſetzſamml. S. 115) und vom 22, Juli 1905 GGeſetzſamml. 
S. 318) aufgehoben. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte treten alle übrigen mit den Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Geſetzes in Widerſpruch ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
außer Kraft. 

§ 30. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze werden von dem Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bergen, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 25. Juli 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. 


(Nr. 11138.) Geſetz, betreffend die Umlegung von Grundſtücken in der Reſidenzſtadt Poſen. 
Vom 28. Juli 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Einziger Artikel. 

Das Geſetz, betreffend die Umlegung von Grundſtücken in Frankfurt a. M., 
vom 28. Juli 1902 (Geſetzſamml. S. 273) und das Geſetz wegen Abänderung 
des G 13 des vorbenannten Geſetzes vom 8. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 259) 
finden in der Reſidenzſtadt Poſen ſinngemäß Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Swinemünde, den 28. Juli 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. v. Dallwitz. 


Mr. 11139.) Geſetz, betreffend die Amlegung von Grundſtücken in Cöln. Vom 28. Juli 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen z, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: Einziger Artikel. 

Das Geſetz, betreffend die Umlegung von Grundſtücken in Frankfurt a. M. vom 
28. Juli 1902 Geſetzſamml. S. 273) und das Geſetz wegen Abänderung des § 13 des 
vorbenannten Geſetzes vom 8. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 259) finden in Cöln mit der 
Maßgabe ſinngemäß Anwendung, daß überall an Stelle des Magiſtrats der Ober- 
bürgermeiſter tritt und daß im § 8 Abf. 2 letzter Satz das Wort „Magiſtratsmitglieder“ 
durch die Worte „der Oberbürgermeiſter und die Beigeordneten“ erſetzt wird. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Swinemünde, den 28. Juli 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. v. Dallwitz. 


(Nr. 11140.) Verordnung, betreffend die anderweite Regelung der Anſtellung der Gendarmen. 
Vom 10. Juli 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen, was folgt: Artikel J. 

An die Stelle des §7 der Verordnung über die anderweite Organisation 
der Gendarmerie vom 30. Dezember 1820 (Gefeßfamml. 1821 S. 1ff.) und des 
$ der Verordnung, betreffend die Organiſation der Landgendarmerie in den 
neu erworbenen Landesteilen, vom 23. Mai 1867 Geſetzſamml. S. 777 ff.) 
treten die nachſtehenden Beſtimmungen: 

Die Anſtellung eines Gendarmen iſt für die erſten ſeit dem Tage des Dienſt⸗ 
antritts zu rechnenden 6 Monate nur proviforifch; wenn er während dieſes Zeitraums 
der Erwartung nicht entſpricht, kann er ohne weiteres von dem Chef entlaſſen werden. 

Die endgültige Anſtellung nach Ablauf der 6 Monate erfolgt durch den 
zuſtändigen Brigadier. Vorausſetzung iſt das Vorliegen einer Erklärung der dem 
Gendarmen vorgeſetzten Zivilbehörde, daß dieſer zivildienſtlich brauchbar iſt. 

Artikel II. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1911 in Kraft. | 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Balholm, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 10. Juli 1911. 

(L. S.) Wilhelm. 
v. Heeringen. v. Dallwitz. Lentze. 
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